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FACHKRÄFTE

Jetzt 
in Azubis  
investieren!
Die Einstellungsoffensi-
ve in der Bundespolizei 
wirkte sich leider nicht 
auf die Ausbildungsquote 
bei den Verwaltungsfach-
angestellten und in den 
Kammerberufen aus.
Die GdP sagt: Wer sich 
seine Fachkräfte von mor-
gen sichern will, muss mit 
Weitsicht agieren und 
jetzt in Auszubildende in 
allen Bereichen der Ver-
waltung investieren.

Weitere Ausgaben der 
BUNDESPOLIZEITUNG? 

BITTE ABSTIMMEN:
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Dies ist die dritte Ausgabe der  
BUNDESPOLIZEITUNG. Zeit für eine 
Umfrage: Die Redaktion möchte 
gerne wissen, ob die Zeitung künftig 
eventuell regelmäßig mehrmals im 
Jahr erscheinen soll.
Zum Abstimmen bitte einfach den 
WhatsApp-Kanal der GdP Bundes-
polizei | Zoll abonnieren (s.u.), dort 
zur Umfrage vom 22. April 2024 
scrollen und auf die Option tippen, 
für die gestimmt werden soll.
Für diejenigen, die sich mit dem 
Thema WhatsApp-Kanäle noch 
nicht beschäftigt haben: Wer einen 
solchen Kanal abonniert hat, erhält 
relevante Informationen in Form 
von Textnachrichten, Links, Bildern 
oder Videos bequem direkt auf 
WhatsApp. Abonnentinnen und 
Abonnenten können im Kanal keine 
Nachrichten senden, sondern ihr 
Interesse an Inhalten zum Ausdruck 
bringen, indem sie mit Emojis re-
agieren. Seit einiger Zeit gibt es zu-
dem die Möglichkeit, über die Ka-
näle an Umfragen teilzunehmen. 
Wer auf eine solche Kanalumfrage 
antwortet, kann den Betreibern in 
Echtzeit eine Rückmeldung zu be-
stimmen Themen geben. 
Dabei ist der Datenschutz stets ge-
währleistet, denn: Für andere ist 
nicht zu erkennen, wer den Kanal 
abonniert hat, wer welche Emojis 
postet oder wer wie bei Umfragen 
abstimmt.
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i 13. bis 
15. Mai

Liste 1 
GdP
wählen! 

Jede und jeden Beschäftigten in der 
Bundespolizei kann es erwischen: 
Plötzlich ist etwas weg, kaputt oder 
beschädigt. Verlieren kann man viel, 
abhandenkommen geht schnell – sei-
en es Ausrüstungsgegenstände, Be-
kleidungsgegenstände, Verwarnblöcke 
oder Schlüssel für Dienststellen oder 
Zutrittsbereiche... Oder ein anderer 
Schaden ist entstanden.
Bisher galt bei Inregressnahmen von 
Beschäftigten wegen Verlust von Aus-
rüstung oder ähnlichem eine Baga-
tellgrenze von 50 Euro. Bis zu diesem 
(Verlust-)Wert konnte auf die Geltend-
machung von Ersatzansprüchen gegen 
die Beschäftigten verzichtet werden.
Die GdP und ihre Personalräte, die bei 
Regressforderungen gegen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mitbestimmen 
und an der Seite der Beschäftigten ste-
hen, hatten beim Bundesinnenministe-
rium seit langem kritisiert, dass diese 
Bagatellgrenze angesichts der allgemei-
nen Preissteigerungen viel zu gering sei.
Nun ist es gelungen, dass das Bundesin-
nenministerium bei Schäden unterhalb 
des Betrages von 150 Euro regelmäßig 
den Verzicht auf die weitere Schadens-
verfolgung gegen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter annimmt (Erlass vom 
20. Februar 2024, B1.30101/1#21). 
Wichtig zu wissen: Bei jeder Schadens-
anzeige das Kästchen für die „Betei-
ligung des Personalrates“ ankreuzen. 
So kann der Personalrat prüfen, ob die 
Ingressnahme gerechtfertigt ist oder 
nicht und diese dann auch ablehnen. 
GdP-Mitglieder haben zusätzlich aber 
auch eine Regressversicherung kosten-
frei über ihre Mitgliedschaft.

Mehr dazu auf Seite 2 Mehr dazu auf Seite 3
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KAPUTT ODER WEG?

Wichtig zu wissen: 
Bagatellgrenze 
geändert! 
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NEUES PEK

Karriere-Booster auch 
für Tarifbeschäftigte!
In Kürze wird das neue Personalent-
wicklungskonzept (PEK) für die Bundes-
polizei in Kraft gesetzt werden. Dieses 
enthält einige Verbesserungen, die 
die Möglichkeiten des beruflichen 
Fortkommens aller Beschäftigter 
erweitern sollen. So soll beispielsweise 
die Ausschreibungspraxis dahingehend 
verändert werden, dass eine einschlä-
gige Berufsausbildung nur noch in den 
Fällen als obligatorisches Kriterium ge-
fordert werden darf, in denen die Ent-
geltordnung des Bundes diese tatsäch-
lich zwingend vorgibt – eine Forderung 
der GdP-Tarifvertreterinnen und -ver-
treter. Das neue PEK, das als „Rahmen“ 
für die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Beschäftigten zu sehen ist, sieht dar-
über hinaus 
die Erstel-
lung eines 
Konzepts für 
die Qualifi-
zierung Tarif-
beschäftigter 
vor, welches kon-
krete Maßnahmen 
der Entwicklung ent-
halten wird. Auch 
hier werden sich die 
GdP-Tarifvertreterin-
nen und -vertreter 
des Hauptperso-
nalrats beim 
Bundesminis-
terium des 
Inneren und 
für Heimat zu 
Gunsten der 
Beschäftig-
ten einmi-
schen.

FÜHRUNGS- UND EINSATZMITTEL

Her mit persönlichen digitalen Funkgeräten!
Die Zunahme von robusten Einsatzlagen 
und das dazugehörige sogenannte Störer-
verhalten verlangen von den Führungs- und 
Einsatzkräften der Bundespolizei eine stän-
dige und sichere Kommunikation unter- 
einander. 
Die Kommunikation ist in vielen komplexen 
Einsatzlagen nur durch eine gezielte 1 zu 
1-Ansprache der jeweiligen Führungskraft 
möglich, um für alle unterstellten Einsatz-
kräfte eine schnelle Bewertung der Einsatz-
situation mit anschließender Umsetzung 
der Maßnahmen (Befehlsgebung) ohne In-
formationsverlust zu erreichen. Nur so kön-
nen unter anderem Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung abgewehrt 
und Straftaten verfolgt werden.
Die GdP fordert daher, dass die Ausstat-
tungsnachweisung (AN) für die operativen 

Einsatzkräfte der Bundesbereitschaftspoli-
zei mit persönlich zugewiesenen digitalen 
Funkgeräten erweitert wird.

MEHR FLEXIBILITÄT, MEHR FAMILIE, MEHR ENTSCHEIDUNGSFREIHEIT!

Wir brauchen echte Langzeitkonten
Die GdP fordert die Schaffung von echten und für den Polizeidienst geeigneten Langzeitkontenmodellen. 
Die bisher in der Arbeitszeitverordnung enthaltenen „Langzeitkonten“ mit einer freiwilligen Wochenarbeits-
zeiterhöhung sind nirgends in operativen Verwendungen erprobt und für die Bundespolizei vollkommen  
ungeeignet. Die folgenden acht Anregungen hat die Gewerkschaft dazu erarbeitet:

1.  �Für die Teilnahme am Langzeitkonten-
modell darf kein umständliches und 
bürokratisches Verfahren nötig sein.

2.  �Die Teilnahme muss auch ohne  
Arbeitszeiterhöhung möglich sein –  
es kann auch nur Mehrarbeit oder  
Überzeitarbeit gebucht werden.

3.  �Für Zeitgutschriften soll nicht jedes 
Mal ein neuer Antrag gestellt werden 
müssen.

4.  �Zeitgutschriften müssen auch  
rückwirkend erfolgen (zum Beispiel  
für einen Kalendermonat).

5.  �Auch Arbeitszeit aus Reisezeit soll  
kontierbar sein.

6.  �Auch Freizeitausgleichsansprüche  
nach § 11 BPolBG sollen auf dem  
Langzeitkonto gutgeschrieben  
werden können.

7.  �Bisherige Zeitguthaben sollen zum  
Start transferiert werden (maximal 200  
Stunden). Bisher von Kappung bedrohte  
Gleitzeitguthaben sollen transferierbar 
sein.

8.  �Es darf keinen Zwangsabbau von  
Guthaben auf Langzeitkonten geben, 

Zeitguthaben 
dürfen nicht 
dem Anspruch 
auf Sonder-
urlaub zur 
Kinder-
betreu-
ung entgegen-
stehen.

Ausblick auf eine im wahrsten Sinne 
des Wortes „leuchtende“ Zukunft...

NEUHEITEN VON DER ENFORCE TAC IN NÜRNBERG
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QR-Code scannen 
und WhatsApp-
Kanal der GdP 
Bundespolizei  | 
Zoll abonnieren
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AUSBILDUNGSPLAN MITTLERER POLIZEIVOLLZUGSDIENST

Jetzt aktualisieren und anpassen!
Seit 2017 findet regelmäßig der „Runde Tisch“ für eine bedarfs-
orientierte und moderne Anpassung der Aus- und Fortbildung in 
der Bundespolizei statt. Eine Kernforderung der GdP ist eine Ak-
tualisierung und Anpassung des Ausbildungsplans (Stand 2001) 
für den mittleren Polizeivollzugsdienst (mPVD). Das Projekt „Kon-
solidierung der Aus- und Fortbildung/Nachwuchsgewinnung“ be-
inhaltet nun ein entsprechendes Teilprojekt. Am 10. Januar 2024 
trafen sich Vertreterinnen und Vertreter des BPOLP, der BPOLAK 
und des BPR beim BPOLP zur Auftaktbesprechung. Aus Sicht der 
GdP sind unter anderem folgende Fortschritte anzustreben:

▪   �Anpassung der Definition der Quer-
schnittsgrundbefähigung einer Beamtin 
bzw. eines Beamten im mPVD an die  
Bedarfsträger (Bundespolizeidirektionen 
und Bundesbereitschaftspolizei)

▪   �Stärkung der persönlichen und sozialen 
Kompetenzen der jungen Kolleginnen 
und Kollegen

▪   �Gezieltere Vorbereitung auf die Erst- 
verwendung, unter anderem durch ein  
Praktikum auf dem für die Erstverwen-
dung vorgesehenen Zieldienstposten 
zum Ende der Ausbildung

▪   �Eine möglichst frühzeitige Verteilung  
der Kolleginnen und Kollegen auf die  
Zieldienstposten nach sozialen und  
regionalen Belangen sowie nach dem 	
Leistungsprinzip

▪   �Praxisnahe Ausbildung, Stärkung der 
Handlungskompetenz und der  
persönlichen Krisenfestigkeit

▪   �Theoretische Ausbildungsinhalte zu 
Gunsten von praktischen Inhalten  
anpassen. Insbesondere durch PTR- 
Inhalte, Einsatzkommunikation,  
Eigensicherungsfähigkeiten, Training 
lebensbedrohlicher Einsatzlagen, 

Fertigkeiten im Bereich der Kriminali-
tätsbekämpfung und der Polizeilichen 
Datenverarbeitung (PFAD) sowie Ein-
satzfahrtraining

▪   �Innovative Ausbildung unter Beachtung 
der Vereinbarkeit von Beruf, Familie 	
und Pflege durch flexible Ausbildungs-
pläne, neue Lernmethoden (zum Bei-
spiel begleitendes E-Learning) und die 
Digitalisierung der Ausbildung (unter 
anderem Ausbau WLAN, Zurverfügung-
stellung dienstlicher Hardware)

▪   �Bundesweite Einheitlichkeit und  
Aktualität der Ausbildungsstruktur  
herstellen (Leistungsabnahmen –  
Prüfungen – Vermittlungsmethoden).  
Zusammenführen der Ressourcen in die 
Aus- und Fortbildungszentren

▪   �Analyse der Ausfallquote im mPVD von 
aktuell 20 Prozent mit entsprechender 
Reaktion bei der Revision des Ausbil-
dungsplanes mPVD

▪   �Ausbau der psychosozialen Unterstüt-
zung als Hilfestellung für die Auszubil-
denden

▪   �Anpassung der Nachwuchsgewinnung 
an die Ausbildungsstrukturen
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GUT GEMEINT, SCHLECHT UMGESETZT

Dienst. Unfall. Fürsorge?
WO SOLL DAS NOCH HINFÜHREN?

Keine Toleranz für Straftäter!
NEUES PEK

Karriere-Booster auch 
für Tarifbeschäftigte!

Mehr dazu auf Seite 4
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Im Februar fand in Nürnberg die Enforce Tac 
statt. Aufgrund des deutlichen Zuwaches an 
Ausstellern benötigte die Fachmesse für  
Behörden mit Sicherheitsaufgaben eine 
sehr viel größere Fläche als zuvor und er-
streckte sich erstmals über drei Messehal-
len. Die GdP war vor Ort und hat sich die 
Vielzahl an Neuerungen angeschaut – be-
sonderes Augenmerk lag dabei natürlich für 

die Gewerkschafter auf der Technik, die 
in der Bundespolizei genutzt wird. 
Hier ging es um Waffen, Fahrzeuge, 
Trainingssysteme, Schutzhelme und 

auch allgemein um das Thema Bekleidung. 
Gerade in diesem Bereich gab es einige In-
novationen zu sehen, die die GdP auch in 
ihre Arbeit mit einfließen lassen wird. Be-
sonders faszinierend war eine Warnjacke 
mit eingebauten Leuchtstreifen. Was zur 
Zeit noch nach Spielerei aussieht, kann viel-
leicht schon bald Bestandteil des Bundespo-
lizei-Bekleidungssystems sein. Ein weiteres 
großes Thema waren Unterwasserroboter 
bzw. Drohnen. In diesem Themenfeld gibt 
es auch für die Bundespolizei noch große 
Entwicklungsmöglichkeiten.

ARBEITSBEDINGUNGEN AN DEN GRENZKONTROLLSTELLEN

Mittlerweile endlich auf einem annehmbaren Stand
Es ist oberste Aufgabe sowohl von  
Gewerkschaften als auch von Personal-
räten für Arbeitssicherheit und Arbeits-
schutz einzutreten. Seit Beginn der 
Grenzkontrollen engagieren sich die 
GdP und die von ihr geführten Perso-
nalräte daher natürlich auch in diesem 
Bereich massiv für bessere Arbeitsbe-
dingungen. 
An vielen Kontrollstellen fehlte es 
wochenlang am Nötigsten, weil 
die Führung der Bundespolizei seit 
Jahren nicht die nach dem GISV-
Konzept („Grenzpolizeiliche infra-
strukturelle Vorsorge an den Landbin-
nengrenzen“) bekannten, erprobten und 
erforderlichen Beschaffungen zur sach- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gerechten Ausstattung von Kontroll-
stellen vorgenommen hatte. Mit „Bord-
mitteln“ wurde versucht, Linderung zu 
schaffen, fehlendes Geld machte die Si-
tuation noch schwieriger. 
Die GdP setzte sich auch schriftlich 
bei der Bundesinnenministerin da-
für ein, endlich Geld zur Beschaffung 
von Kontrollequipment und Kontroll-
stellenausstattung bereitzustellen, 
die in vielen Bereichen vom Bundes-
polizeipräsidium aus Kostengründen 
untersagte Einzelunterbringung der 
Einsatzkräfte zu gestatten und dafür 
zu sorgen, dass der Stau bei den Er-
stattungen von Reisekosten wegen 
fehlender Finanzmittel aufgelöst wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nicht an allen Kontrollstellen herrschten 
zur selben Zeit die gleichen Zustände, 
aber insgesamt bot sich ein Bild mangel-
hafter Vorbereitung der Führungsspitze 
der Bundespolizei auf die Einrichtung 
von Grenzkontrollstellen als anständige 
Arbeitsplätze. Es gab reichlich Beschwer-
den über abzustellende Mängel.
In den folgenden Wochen bemühten 
sich viele Stellen redlich, Abhilfe zu 
schaffen. Jeder so, wie er gerade konn-
te, Kontakte hatte, jemanden kannte, 
Geld vorhanden war... Aber von einheit-
lichen Standards war man vielfach trotz-
dem noch lange deutlich entfernt. 
Inzwischen sind wir in Sachen Ausstat-
tung und Einrichtung aber auf einem 
annehmbaren Stand. Nichtsdestotrotz 
mahnt die GdP nun, aus den Fehlern 
der Vergangenheit zu lernen und ab 
sofort konsequent und kontinuierlich 
in Verbesserungen zu investieren – in 
mehr Personal für die Grenzpolizei, fort-
schrittliche Fahndungsmittel und eine 
gute Infrastruktur. Damit die Behör-
denleitung nicht noch einmal so „über-
rascht“ wird wie im vergangenen Jahr.
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AKTUELLE ZAHLEN DES BUNDESTAGS

Herausforderungen in der Rückführung

Seit Jahren engagiert sich die GdP daher da-
für, die Arbeitsbedingungen der Personenbe-
gleiterinnen und -begleiter Luft (PBL) und an-
derer Personenbegleiterinnen und -begleiter 
der Bundespolizei zu verbessern – mit Erfolg. 
So konnte die Gewerkschaft schon zahlrei-
che und deutliche Optimierungen in diesem 

schwierigen Arbeitsumfeld erzielen. Da ist 
zum Beispiel die Einführung einer Zulage 
für die Begleitung von Rückführungen auf 
dem Luftweg zu nennen sowie die im ver-
gangenen Jahr erreichte „Business Class- 
Regelung“ (s. dazu auch BUNDESPOLIZEI-
TUNG Ausgabe 1|24).

Es entstand der Eindruck, dass der Heil-
fürsorgebereich einfach vergessen wur-
de und dieser Eindruck hallt bis heute 
nach. Konkret heißt das, dass Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamte bei einem 
Dienstunfall nicht mehr durch den Polizei-
ärztlichen Dienst (PÄD) versorgt werden, 
sondern einen Durchgangsarzt aufsuchen 
müssen. Zwar erfolgt die ärztliche Be-
handlung jetzt nach dem Privatpatien-
ten-Modell, aber das bedeutet auch: Erst 
einmal in Vorkasse gehen und dann die 
Rechnungen bei der Dienstunfallfürsor-
gestelle zwecks Kostenerstattung einrei-
chen. Und genau hier liegt das Problem.

Begleiten wir exemplarisch den im 
Dienst verletzten Anwärter „Pechvogel“ 
in dieser Situation…

▪   �Pechvogel verletzt sich beim Einsatz- 
training. Er verdreht sich das Knie.

▪   �Der PÄD überweist den jungen  
Kollegen zum Durchgangsarzt.

▪   �Ein zeitnaher Termin gestaltet sich in  
der Praxis nicht immer einfach.

▪   �Aus dem Unfall ergibt sich eine  
Operation.

▪   �Pechvogel muss bei Rechnungsstellung 
in Vorleistung gehen.

▪   �Die Kosten betragen mehrere tausend 
Euro (was bereits in Einzelfällen bei 

Auszubildenden und Studierenden zur 
privaten Zahlungsunfähigkeit führte).

▪   �Pechvogel will sich Geld von den Eltern 
leihen, die können ihm jedoch leider 
nicht helfen.

▪   �Der Anwärter muss einen Dispo-Kredit 
mit horrenden Zinsen aufnehmen.

▪   �Pechvogels gestellter Antrag ist  
aufgrund des komplexen Antrags- 
verfahrens nicht fehlerfrei und sorgt  
für zusätzliche Zeitverzögerungen.

▪   �Die personell unterbesetzte und zu 
dieser Thematik nicht fortgebildete  
Abrechnungsstelle (mittlerweile auf 
die SG Personal der BPOLAFZ  
übertragen) kann die Anzahl an An-
trägen (700 allein im Jahr 2023) nicht 
fach- und zeitgerecht abarbeiten.

▪   �Die Auszahlung verzögert sich – der  
betroffene Kollege verschuldet sich. 

Damit diese Situation künftig nicht noch 
viele weitere „Pechvögel“ trifft, fordert 
die GdP:

▪   �Rechnungsadressat muss der Bund  
sein und nicht die Betroffenen!

▪   �Einrichtung und Zentralisierung einer 
Dienstunfallfürsorgestelle in Verbin-
dung mit dem Erstattungsverfahren!

▪   �Dauerhafte Deckung des entsprechen-
den Haushaltstitels!

Diese Entwicklung ist beunruhigend: Laut 
dem Jahresbericht 2023 des Internationa-
len Instituts für Demokratie und Wahlhilfe 
werden die Grundlagen der Demokratie 
in der ganzen Welt immer schwächer. 
Die Hälfte der Länder verzeichnet einen 
Rückgang demokratischer Rechte wie 
Rechtsstaatlichkeit und Meinungsfreiheit. 
Europa steht im Vergleich (noch) ganz gut 
da – es behält seinen Status als stabilste 
Region der Welt. Aber: In vielen Ländern, 
darunter auch in etablierten Demokratien 
wie Großbritannien, Österreich oder den 
Niederlanden, sind Rückschritte zu ver-
zeichnen.
Da stellt sich für Demokratinnen und De-
mokraten natürlich die Frage: Wie hält 
man diesen Trend auf? Wie begegnet man 
diesem Phänomen am besten? Exper-
ten sagen: Indem man Demokratie lebt, 
sie verteidigt! Ein zentrales Element der 
Demokratie sind freie Wahlen. Zahllose 
Studien belegen den Schaden von Nicht-
wählerinnen und Nichtwählern, von einer 
schlechten Wahlbeteiligung für die De-
mokratie. Und das gilt im Großen wie im 
Kleinen, also beispielsweise bei der Bun-
destagswahl ebenso wie bei den anstehen-
den Personalratswahlen in der Bundes-
polizei. Hier sind rund 55.000 Beschäftigte 
aufgerufen, ihre Stimme abzugeben. Der 
Vorteil: Anders als in der Politik sind die 
Verbesserungen, die die Personalräte für 
die Beschäftigten erreichen, unmittelbar 
persönlich spürbar und kommen jeder und 
jedem konkret zugute. Das haben alle Be-
schäftigten in der Bundespolizei in den ver-
gangenen Jahren im Dienstalltag erfahren. 
Dabei gilt: Je höher die Wahlbeteiligung 
insgesamt und je mehr Zustimmung für 
die gewählte Gewerkschaft, desto stärker 
der Personalrat. Denn dann wissen die Be-
hörde und die Politik, dass die Beschäftig-
ten hinter dem Personalrat stehen, dass es 
sie interessiert, wie es mit ihnen und ihren 

Arbeitsbedingungen weitergeht, dass sie 
nicht alles mit sich machen lassen. Übri-
gens gibt es bei den Personalratswahlen 
noch einen Vorteil gegenüber der Politik: 
Es dürfen wirklich alle mitentscheiden, die 
von den Auswirkungen des Wahlausgangs 
betroffen sind, auch schon ab 16 Jahren. 
Das ist ein Privileg, dass sich viele andere 
16-Jährige wünschen würden.
Wählen, am besten per Briefwahl: Die GdP 
appelliert daher an alle Wahlberechtigten, 
ihre Stimme bei den Personalratswahlen 
abzugeben. Das geht in der Bundespoli-
zei entweder vom 13. bis 15. Mai direkt 
oder aber man geht auf Nummer Sicher 
und macht Briefwahl. Die Einsatzlage und 
kurzfristige Diensteinteilungen führen oft 
zu Dienstplanänderungen. Wer Pech hat, 
kommt vielleicht nicht dazu, seine oder 
ihre Stimme persönlich im Wahllokal ab-
zugeben. Zwei weitere Vorteile der Brief-
wahl: Man kann sie bequem von zuhause 
aus erledigen und man kann die Briefwahl-
unterlagen schon seit dem 10. April 2024 
anfordern. Alle wahlberechtigten GdP-Mit-
glieder haben dazu als besonderen Service 
von ihrer Gewerkschaft eine Wahlanforde-
rungskarte nach Hause geschickt bekom-
men. Diese muss dann nur noch ausgefüllt 
und abgeschickt werden und schon kom-
men die Briefwahlunterlagen nach Hause. 
Sobald die Briefwahlunterlagen da sind, 
heißt es dann nochmal: Schnell ausfüllen 
und abschicken und dann hat man das mit 
der Wahl schon erledigt, ist damit für sich 
selbst eingetreten und hat nebenbei auch 
noch aktiv die Demokratie verteidigt.

Es kommt auf uns alle an!
GRUNDLAGEN DER DEMOKRATIE IMMER SCHWÄCHER

Rückführungen im Jahr 2023 Zeitpunkt des Scheiterns Gründe für den Nichtvollzug

Dienst. Unfall. Fürsorge?
GUT GEMEINT, ABER SCHLECHT UMGESETZT

Die Änderung der Heilverfahrensverordnung vom 9. November 2020 beinhaltet  
diverse Änderungen, die zu massiven Auswirkungen für die Heilfürsorgeberechtigten 
bei einem Dienstunfall führten.
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EINGRUPPIERUNG GEPRÜFTER MEISTERINNEN UND MEISTER UND DER DEUTSCHE QUALIFIKATIONSRAHMEN
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Zu dieser Frage hat die GdP eine klare 
Meinung: NEIN! Der Deutsche Qualifikati-
onsrahmen (DQR) wurde entwickelt, um das 
Bildungssystem transparenter zu machen. 
Er ordnet die Qualifikationen der verschie-

denen Bildungsbereiche acht Niveaus zu, um 
die Gleichwertigkeit von allgemeiner, beruf-
licher und hochschulischer Bildung zu ver-
deutlichen. Der DQR wurde am 1. Mai 2013 
eingeführt. Dies erfolgte auf Grundlage des 

gemeinsamen Beschlusses zum Deutschen 
Qualifikationsrahmen des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung, des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie, 
der Kultusministerkonferenz und der Wirt-
schaftsministerkonferenz. Bis zum heutigen 
Tag werden die Niveaus des DQR im Vergü-
tungssystem der Entgeltordnung des Bundes 
nicht abgebildet. Geprüfte Meisterinnen und 
Meister sind gemäß Entgeltordnung Bund in 
die Entgeltgruppen 8 bis 9b eingruppiert. In 
den allermeisten Fällen bleibt es für die Kolle-
ginnen und Kollegen mit Meisterprüfung bei 
der Entgeltgruppe 8, während Beschäftigten 

mit Bachelorabschluss und entsprechender 
Tätigkeit eine Einstiegsvergütung nach Ent-
geltgruppe 9b mit ausgezeichneten Entwick-
lungsmöglichkeiten gewährt wird. Sowohl die 
Meisterin bzw. der Meister als auch die bzw. 
der Beschäftigte mit Hochschulabschluss 
sind gemäß DQR dem Niveau 6 zugeord-
net und somit als gleichwertig anzusehen. 
Wenngleich sich aus den DQR-Ausführungen 
kein unmittelbarer Rechtsanspruch auf eine 
bestimmte Eingruppierung ergibt, setzt die 
GdP sich auch weiterhin für mehr Wertschät-
zung und Anerkennung der vielfältigen Kom-
petenzen der Kolleginnen und Kollegen ein.

Ist „Können“ weniger wert als „Wissen“?

EINFACH ERKLÄRT

Vorteile von Satellitenbüros
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Zur Gewerkschaftsarbeit hat mich meine 
eigene Unzufriedenheit in meiner dienstlichen 
Tätigkeit gebracht. Ich habe Schriftstücke unter-
zeichnet, mit deren Inhalt ich selbst nicht einver-
standen war, die ich aber mit den damals vor-
handenen Rahmenbedingungen nicht anders 
entscheiden konnte bzw. durfte. Das wollte ich 
irgendwann so nicht mehr hinnehmen, sondern 
habe mich entschieden, mich aktiv einzubrin-
gen, um die Rahmenbedingungen zu ändern. 
Als Vorsitzende des Bezirkspersonalrats beim 
Bundespolizeipräsidium kann ich das zusam-
men mit meinem Team und ich bin stolz da-
rauf, die Interessen von inzwischen 55.000 
Menschen zu vertreten. Fachlichkeit, Ge-
rechtigkeit und Überzeugung machen 
mich aus und ich arbeite stets an mei-
ner Gelassenheit.

Judith Hausknecht
Vorsitzende Bezirkspersonalrat beim BPOLP
Vorstandsmitglied GdP-Bezirk Bundespolizei | Zoll
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Ein Satellitenbüro, manchmal auch Re-
mote Office oder Telework-Office ge-
nannt, ist eine kleinere, voll ausgestat-
tete Ergänzung zur Heimat-Dienststelle 
an einem anderen Standort. Die GdP 
setzt sich dafür ein, dass die rechtlichen, 
finanziellen und tatsächlichen Möglich-
keiten geschaffen werden, um Satelliten-
büros in den Dienststellen zu implemen-
tieren. Schließlich wird in der heutigen 
 
 
 
 

Arbeits- und Dienstwelt das Thema  
Flexibilität groß geschrieben und auch 
immer wieder eingefordert. 
Im Rahmen der Vereinbarkeit von Fa-
milie, Pflege und Beruf könnten durch 
die Einrichtung von Satellitenbüros 
unter anderem längere Reisewege und 
damit auch Reisezeiten vermieden wer-
den und wichtige kurzfristige Arbei-
ten, insbesondere bei-
spielsweise das Sichten 
und Bearbeiten von 
Posteingängen, wäre  
gewährleistet.
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ERSCHWERNISZULAGEN

Dauerbaustelle
Novelle EZulV
Die Novellierung der Erschwerniszula-
genverordnung (EZulV) ist eine wahre 
Dauerbaustelle. Die vor einigen Jahren 
im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens zum Besoldungsstukturmoderni-
sierungsgesetz (BesStMG) angepass-
ten Erschwerniszulagen waren für die 
GdP nur ein erster Schritt. Denn: Die 
Anpassung war aus Sicht der Gewerk-
schaft nicht ausreichend. Das heißt: 
Die folgende „To-Do-Liste“ der GdP 
für die Politik bleibt bestehen – auch 
wenn das Finanzministerium kürzlich 
mitgeteilt hat, dass es aufgrund der 
angespannten Haushaltslage aktuell 
keine Möglichkeit einer Anpassung 
der Zulagen sieht. 

▪   �Erschwerniszulagen regelmäßig mit 
den Grundgehältern erhöhen  
(Dynamisierung)

▪   �Zulage für Vollzugsbeamtinnen und 
-beamte der Bundesbereitschafts-
polizei

▪   �Alternative Ausdehnung des  
Bemessungszeitraums der Zulage  
für Dienst zu wechselnden Zeiten 
(DwZ), so dass die Zulage auch  
bei Erfüllung der Voraussetzung  
innerhalb eines Kalenderviertel-
jahrs erreicht werden kann

▪   �Wegfall der zehntägigen Begren-
zung der Zulage für Tätigkeiten 
mit kontaminierten Personen oder 
Gegenständen

▪   �Erweiterung des § 16c EZulV auf 
Rückführungspersonal auf See 
sowie für mehrtägige Rückfüh-
rungsmaßnahmen bzw. für Rück-
führungsmaßnahmen an mehrere 
Orte

▪   �Erhöhung der Zulage für Angehö-
rige der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheit BFE+

▪   �Erhöhung der Zulage für  
Angehörige der Einheit Polizeiliche 
Schutzaufgaben Ausland (PSA), die 
operativ in ausländischen Einsatz-
gebieten arbeiten

▪   �Verbesserungen für Entschärfer- 
innen und Entschärfer

▪   �Verbesserungen für Luftfahrzeug-
führerinnen und -führer, Flug-
technikerinnen und -techniker und 
Systemoperatorinnen und -opera-
toren

▪   �Zulage für TMHT-Kräfte (Taktisch- 
technische Maßnahmen in Höhen  
und Tiefen)

▪   �Einführung einer Zulage für VP- 
Führerinnen und VP-Führer (Füh-
rung von Vertrauenspersonen)

▪   �Erweiterung der Zulage nach § 22 
EZulV auf szenekundige Beamtin-
nen und Beamte (SKB)

▪   �Weitere Verbesserungen für  
besondere Bereiche der Direktion 
11, zum Beispiel GSG 9

16.430 
Rückführungen 

wurden 
vollzogen
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WLAN ist unerlässlich!
In der heutigen, vernetzten Welt ist ein 
Zugang zum Internet nicht nur für die 
Kommunikation wichtig, sondern in vie-
len Situationen unerlässlich. Die GdP for-
dert daher, dass in allen Liegenschaften 
der Bundespolizei freies WLAN einge-
richtet wird. Das gilt insbesondere für die 
Ausbildungsstandorte, damit vernünftige 
Lernmöglichkeiten gegeben sind, und 
auch für die Einsatzschiffe. Auf letzteren 
werden Mobilfunkfrequenzen bauart-

bedingt durch 
den Stahl bzw. 
durch die bord-
eigene Einsatz-
technik störanfäl-
lig oder teilweise 
sogar komplett un-
terdrückt. Mit einem 
WLAN können diese 
Probleme umgangen 
werden.

AN LAND UND AUF SEE

Die Arbeit der Rückführenden in der Bundespolizei ist aus vielerlei Gründen sehr heraus-
fordernd. Das verdeutlicht auch eine aktuelle Antwort des Bundestags auf eine kleine 
Anfrage für den Jahreszeitraum 2023:

Quelle: Bundestag (hib 133/2024) / Grafiken: GdP-Bezirk Bundespolizei | Zoll / Alle Angaben ohne Gewähr. 

31.330 
Rückführungen
konnten nicht 
vollzogen werden

30.276 
Rückführungen 
scheiterten vor der 
Übergabe der Person 
an die Bundespolizei 

In 15.798 
Fällen: 
„Stornierung 
des Ersuchens“ 

In 14.011 Fällen: 
„Nicht erfolgte 

Zuführung“

1.054 
Rückführungen 

scheiterten 
während 

oder nach 
der Übernahme 

durch die 
Bundespolizei 

Bereits seit geraumer Zeit besteht die 
Möglichkeit, dass die Kosten bei Kran-
kenhausaufenthalten von Beihilfebe-
rechtigten direkt mit der Beihilfestelle 
abgerechnet werden können. Im Falle 
der Direktabrechnung entfallen für die 
Beihilfeberechtigten die Vorauszahlung 
an das Krankenhaus und die Antragstel-
lung, um das Geld erstattet zu bekom-
men. Bundesweit haben zwar bereits 
mehrere Krankenhäuser einen ent-
sprechenden Vertrag unterschrieben, 
die Anzahl ist nach Meinung der GdP 
aber noch deutlich ausbaubar. Die Ge-
werkschaft setzt sich daher dafür ein, 
dass das Bundesverwaltungsamt (BVA) 
bundesweit mit möglichst vielen Kran-
kenhäusern entsprechende Verträge 
abschließt.

Wir brauchen 
mehr Verträge!

DIREKTABRECHNUNG
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WO SOLL DAS HINFÜHREN?

Keine Toleranz 
für Straftäter!
Die GdP fordert mehr Akzeptanz und 
Vertrauen in polizeiliches Handeln und 
einen besseren Schutz für Polizistinnen 
und Polizisten. Sie stellt sich damit vor 
die Kolleginnen und Kollegen, die sich 
immer öfter für durchgeführte Maß-
nahmen rechtfertigen müssen. Jüngs-
tes Beispiel aus dem bahnpolizeilichen 
Bereich: Ende Februar wurde ein Regi-
onalzug durchsucht, mit dem Fans des 
Hamburger SV nach einem Spiel des 
Vereins in Rostock auf dem Rückweg 
waren. Bei der Aktion suchten die Be-
amtinnen und Beamten nach mutmaß-
lichen Gewalttätern, die im September 
2023 mit Anhängern von Borussia Dort-
mund aneinandergeraten sein sollen. 
Nach dem Einsatz wurden in den Me-
dien kritische Stimmen und Zweifel an 
der Verhältnismäßigkeit geäußert. 
Die Recherchen der GdP haben erge-
ben, dass die Kolleginnen und Kollegen 
ihren Job genauso gemacht haben, wie 
es vorgeschrieben ist. Mehr noch: Sie 
sind nach GdP-Erkenntnissen absolut 
besonnen und verhältnismäßig vor-
gegangen. „Die Identitätsfeststellung 
der Personen war notwendig, um die 
Strafverfolgung zu gewährleisten“, so 
Andreas Roßkopf, Vorsitzender der 
GdP für die Bundespolizei, und ergänzt: 
„Die Beschuldigten stehen im Verdacht 
schwere Straftaten begangen zu haben. 
Das darf nicht toleriert werden. Hier 
muss der Rechtsstaat das Recht auch 
durchsetzen dürfen.“
Dass der Einsatzleiter der Maßnahme 
im Nachgang sogar bedroht wurde, ist 
für die GdP nicht einmal ansatzweise 
hinnehmbar und ein Grund zu größter 
Besorgnis.
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AKTUELLE ZAHLEN DES BUNDESTAGS

Herausforderungen in der Rückführung

Seit Jahren engagiert sich die GdP daher da-
für, die Arbeitsbedingungen der Personenbe-
gleiterinnen und -begleiter Luft (PBL) und an-
derer Personenbegleiterinnen und -begleiter 
der Bundespolizei zu verbessern – mit Erfolg. 
So konnte die Gewerkschaft schon zahlrei-
che und deutliche Optimierungen in diesem 

schwierigen Arbeitsumfeld erzielen. Da ist 
zum Beispiel die Einführung einer Zulage 
für die Begleitung von Rückführungen auf 
dem Luftweg zu nennen sowie die im ver-
gangenen Jahr erreichte „Business Class- 
Regelung“ (s. dazu auch BUNDESPOLIZEI-
TUNG Ausgabe 1|24).

Es entstand der Eindruck, dass der Heil-
fürsorgebereich einfach vergessen wur-
de und dieser Eindruck hallt bis heute 
nach. Konkret heißt das, dass Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamte bei einem 
Dienstunfall nicht mehr durch den Polizei-
ärztlichen Dienst (PÄD) versorgt werden, 
sondern einen Durchgangsarzt aufsuchen 
müssen. Zwar erfolgt die ärztliche Be-
handlung jetzt nach dem Privatpatien-
ten-Modell, aber das bedeutet auch: Erst 
einmal in Vorkasse gehen und dann die 
Rechnungen bei der Dienstunfallfürsor-
gestelle zwecks Kostenerstattung einrei-
chen. Und genau hier liegt das Problem.

Begleiten wir exemplarisch den im 
Dienst verletzten Anwärter „Pechvogel“ 
in dieser Situation…

▪   �Pechvogel verletzt sich beim Einsatz- 
training. Er verdreht sich das Knie.

▪   �Der PÄD überweist den jungen  
Kollegen zum Durchgangsarzt.

▪   �Ein zeitnaher Termin gestaltet sich in  
der Praxis nicht immer einfach.

▪   �Aus dem Unfall ergibt sich eine  
Operation.

▪   �Pechvogel muss bei Rechnungsstellung 
in Vorleistung gehen.

▪   �Die Kosten betragen mehrere tausend 
Euro (was bereits in Einzelfällen bei 

Auszubildenden und Studierenden zur 
privaten Zahlungsunfähigkeit führte).

▪   �Pechvogel will sich Geld von den Eltern 
leihen, die können ihm jedoch leider 
nicht helfen.

▪   �Der Anwärter muss einen Dispo-Kredit 
mit horrenden Zinsen aufnehmen.

▪   �Pechvogels gestellter Antrag ist  
aufgrund des komplexen Antrags- 
verfahrens nicht fehlerfrei und sorgt  
für zusätzliche Zeitverzögerungen.

▪   �Die personell unterbesetzte und zu 
dieser Thematik nicht fortgebildete  
Abrechnungsstelle (mittlerweile auf 
die SG Personal der BPOLAFZ  
übertragen) kann die Anzahl an An-
trägen (700 allein im Jahr 2023) nicht 
fach- und zeitgerecht abarbeiten.

▪   �Die Auszahlung verzögert sich – der  
betroffene Kollege verschuldet sich. 

Damit diese Situation künftig nicht noch 
viele weitere „Pechvögel“ trifft, fordert 
die GdP:

▪   �Rechnungsadressat muss der Bund  
sein und nicht die Betroffenen!

▪   �Einrichtung und Zentralisierung einer 
Dienstunfallfürsorgestelle in Verbin-
dung mit dem Erstattungsverfahren!

▪   �Dauerhafte Deckung des entsprechen-
den Haushaltstitels!

Diese Entwicklung ist beunruhigend: Laut 
dem Jahresbericht 2023 des Internationa-
len Instituts für Demokratie und Wahlhilfe 
werden die Grundlagen der Demokratie 
in der ganzen Welt immer schwächer. 
Die Hälfte der Länder verzeichnet einen 
Rückgang demokratischer Rechte wie 
Rechtsstaatlichkeit und Meinungsfreiheit. 
Europa steht im Vergleich (noch) ganz gut 
da – es behält seinen Status als stabilste 
Region der Welt. Aber: In vielen Ländern, 
darunter auch in etablierten Demokratien 
wie Großbritannien, Österreich oder den 
Niederlanden, sind Rückschritte zu ver-
zeichnen.
Da stellt sich für Demokratinnen und De-
mokraten natürlich die Frage: Wie hält 
man diesen Trend auf? Wie begegnet man 
diesem Phänomen am besten? Exper-
ten sagen: Indem man Demokratie lebt, 
sie verteidigt! Ein zentrales Element der 
Demokratie sind freie Wahlen. Zahllose 
Studien belegen den Schaden von Nicht-
wählerinnen und Nichtwählern, von einer 
schlechten Wahlbeteiligung für die De-
mokratie. Und das gilt im Großen wie im 
Kleinen, also beispielsweise bei der Bun-
destagswahl ebenso wie bei den anstehen-
den Personalratswahlen in der Bundes-
polizei. Hier sind rund 55.000 Beschäftigte 
aufgerufen, ihre Stimme abzugeben. Der 
Vorteil: Anders als in der Politik sind die 
Verbesserungen, die die Personalräte für 
die Beschäftigten erreichen, unmittelbar 
persönlich spürbar und kommen jeder und 
jedem konkret zugute. Das haben alle Be-
schäftigten in der Bundespolizei in den ver-
gangenen Jahren im Dienstalltag erfahren. 
Dabei gilt: Je höher die Wahlbeteiligung 
insgesamt und je mehr Zustimmung für 
die gewählte Gewerkschaft, desto stärker 
der Personalrat. Denn dann wissen die Be-
hörde und die Politik, dass die Beschäftig-
ten hinter dem Personalrat stehen, dass es 
sie interessiert, wie es mit ihnen und ihren 

Arbeitsbedingungen weitergeht, dass sie 
nicht alles mit sich machen lassen. Übri-
gens gibt es bei den Personalratswahlen 
noch einen Vorteil gegenüber der Politik: 
Es dürfen wirklich alle mitentscheiden, die 
von den Auswirkungen des Wahlausgangs 
betroffen sind, auch schon ab 16 Jahren. 
Das ist ein Privileg, dass sich viele andere 
16-Jährige wünschen würden.
Wählen, am besten per Briefwahl: Die GdP 
appelliert daher an alle Wahlberechtigten, 
ihre Stimme bei den Personalratswahlen 
abzugeben. Das geht in der Bundespoli-
zei entweder vom 13. bis 15. Mai direkt 
oder aber man geht auf Nummer Sicher 
und macht Briefwahl. Die Einsatzlage und 
kurzfristige Diensteinteilungen führen oft 
zu Dienstplanänderungen. Wer Pech hat, 
kommt vielleicht nicht dazu, seine oder 
ihre Stimme persönlich im Wahllokal ab-
zugeben. Zwei weitere Vorteile der Brief-
wahl: Man kann sie bequem von zuhause 
aus erledigen und man kann die Briefwahl-
unterlagen schon seit dem 10. April 2024 
anfordern. Alle wahlberechtigten GdP-Mit-
glieder haben dazu als besonderen Service 
von ihrer Gewerkschaft eine Wahlanforde-
rungskarte nach Hause geschickt bekom-
men. Diese muss dann nur noch ausgefüllt 
und abgeschickt werden und schon kom-
men die Briefwahlunterlagen nach Hause. 
Sobald die Briefwahlunterlagen da sind, 
heißt es dann nochmal: Schnell ausfüllen 
und abschicken und dann hat man das mit 
der Wahl schon erledigt, ist damit für sich 
selbst eingetreten und hat nebenbei auch 
noch aktiv die Demokratie verteidigt.

Es kommt auf uns alle an!
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ERSCHWERNISZULAGEN

Dauerbaustelle
Novelle EZulV
Die Novellierung der Erschwerniszula-
genverordnung (EZulV) ist eine wahre 
Dauerbaustelle. Die vor einigen Jahren 
im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens zum Besoldungsstukturmoderni-
sierungsgesetz (BesStMG) angepass-
ten Erschwerniszulagen waren für die 
GdP nur ein erster Schritt. Denn: Die 
Anpassung war aus Sicht der Gewerk-
schaft nicht ausreichend. Das heißt: 
Die folgende „To-Do-Liste“ der GdP 
für die Politik bleibt bestehen – auch 
wenn das Finanzministerium kürzlich 
mitgeteilt hat, dass es aufgrund der 
angespannten Haushaltslage aktuell 
keine Möglichkeit einer Anpassung 
der Zulagen sieht. 

▪   �Erschwerniszulagen regelmäßig mit 
den Grundgehältern erhöhen  
(Dynamisierung)

▪   �Zulage für Vollzugsbeamtinnen und 
-beamte der Bundesbereitschafts-
polizei

▪   �Alternative Ausdehnung des  
Bemessungszeitraums der Zulage  
für Dienst zu wechselnden Zeiten 
(DwZ), so dass die Zulage auch  
bei Erfüllung der Voraussetzung  
innerhalb eines Kalenderviertel-
jahrs erreicht werden kann

▪   �Wegfall der zehntägigen Begren-
zung der Zulage für Tätigkeiten 
mit kontaminierten Personen oder 
Gegenständen

▪   �Erweiterung des § 16c EZulV auf 
Rückführungspersonal auf See 
sowie für mehrtägige Rückfüh-
rungsmaßnahmen bzw. für Rück-
führungsmaßnahmen an mehrere 
Orte

▪   �Erhöhung der Zulage für Angehö-
rige der Beweissicherungs- und 
Festnahmeeinheit BFE+

▪   �Erhöhung der Zulage für  
Angehörige der Einheit Polizeiliche 
Schutzaufgaben Ausland (PSA), die 
operativ in ausländischen Einsatz-
gebieten arbeiten

▪   �Verbesserungen für Entschärfer- 
innen und Entschärfer

▪   �Verbesserungen für Luftfahrzeug-
führerinnen und -führer, Flug-
technikerinnen und -techniker und 
Systemoperatorinnen und -opera-
toren

▪   �Zulage für TMHT-Kräfte (Taktisch- 
technische Maßnahmen in Höhen  
und Tiefen)

▪   �Einführung einer Zulage für VP- 
Führerinnen und VP-Führer (Füh-
rung von Vertrauenspersonen)

▪   �Erweiterung der Zulage nach § 22 
EZulV auf szenekundige Beamtin-
nen und Beamte (SKB)

▪   �Weitere Verbesserungen für  
besondere Bereiche der Direktion 
11, zum Beispiel GSG 9

16.430 
Rückführungen 

wurden 
vollzogen
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WLAN ist unerlässlich!
In der heutigen, vernetzten Welt ist ein 
Zugang zum Internet nicht nur für die 
Kommunikation wichtig, sondern in vie-
len Situationen unerlässlich. Die GdP for-
dert daher, dass in allen Liegenschaften 
der Bundespolizei freies WLAN einge-
richtet wird. Das gilt insbesondere für die 
Ausbildungsstandorte, damit vernünftige 
Lernmöglichkeiten gegeben sind, und 
auch für die Einsatzschiffe. Auf letzteren 
werden Mobilfunkfrequenzen bauart-

bedingt durch 
den Stahl bzw. 
durch die bord-
eigene Einsatz-
technik störanfäl-
lig oder teilweise 
sogar komplett un-
terdrückt. Mit einem 
WLAN können diese 
Probleme umgangen 
werden.

AN LAND UND AUF SEE

Die Arbeit der Rückführenden in der Bundespolizei ist aus vielerlei Gründen sehr heraus-
fordernd. Das verdeutlicht auch eine aktuelle Antwort des Bundestags auf eine kleine 
Anfrage für den Jahreszeitraum 2023:

Quelle: Bundestag (hib 133/2024) / Grafiken: GdP-Bezirk Bundespolizei | Zoll / Alle Angaben ohne Gewähr. 

31.330 
Rückführungen
konnten nicht 
vollzogen werden

30.276 
Rückführungen 
scheiterten vor der 
Übergabe der Person 
an die Bundespolizei 

In 15.798 
Fällen: 
„Stornierung 
des Ersuchens“ 

In 14.011 Fällen: 
„Nicht erfolgte 

Zuführung“

1.054 
Rückführungen 

scheiterten 
während 

oder nach 
der Übernahme 

durch die 
Bundespolizei 

Bereits seit geraumer Zeit besteht die 
Möglichkeit, dass die Kosten bei Kran-
kenhausaufenthalten von Beihilfebe-
rechtigten direkt mit der Beihilfestelle 
abgerechnet werden können. Im Falle 
der Direktabrechnung entfallen für die 
Beihilfeberechtigten die Vorauszahlung 
an das Krankenhaus und die Antragstel-
lung, um das Geld erstattet zu bekom-
men. Bundesweit haben zwar bereits 
mehrere Krankenhäuser einen ent-
sprechenden Vertrag unterschrieben, 
die Anzahl ist nach Meinung der GdP 
aber noch deutlich ausbaubar. Die Ge-
werkschaft setzt sich daher dafür ein, 
dass das Bundesverwaltungsamt (BVA) 
bundesweit mit möglichst vielen Kran-
kenhäusern entsprechende Verträge 
abschließt.

Wir brauchen 
mehr Verträge!

DIREKTABRECHNUNG
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WO SOLL DAS HINFÜHREN?

Keine Toleranz 
für Straftäter!
Die GdP fordert mehr Akzeptanz und 
Vertrauen in polizeiliches Handeln und 
einen besseren Schutz für Polizistinnen 
und Polizisten. Sie stellt sich damit vor 
die Kolleginnen und Kollegen, die sich 
immer öfter für durchgeführte Maß-
nahmen rechtfertigen müssen. Jüngs-
tes Beispiel aus dem bahnpolizeilichen 
Bereich: Ende Februar wurde ein Regi-
onalzug durchsucht, mit dem Fans des 
Hamburger SV nach einem Spiel des 
Vereins in Rostock auf dem Rückweg 
waren. Bei der Aktion suchten die Be-
amtinnen und Beamten nach mutmaß-
lichen Gewalttätern, die im September 
2023 mit Anhängern von Borussia Dort-
mund aneinandergeraten sein sollen. 
Nach dem Einsatz wurden in den Me-
dien kritische Stimmen und Zweifel an 
der Verhältnismäßigkeit geäußert. 
Die Recherchen der GdP haben erge-
ben, dass die Kolleginnen und Kollegen 
ihren Job genauso gemacht haben, wie 
es vorgeschrieben ist. Mehr noch: Sie 
sind nach GdP-Erkenntnissen absolut 
besonnen und verhältnismäßig vor-
gegangen. „Die Identitätsfeststellung 
der Personen war notwendig, um die 
Strafverfolgung zu gewährleisten“, so 
Andreas Roßkopf, Vorsitzender der 
GdP für die Bundespolizei, und ergänzt: 
„Die Beschuldigten stehen im Verdacht 
schwere Straftaten begangen zu haben. 
Das darf nicht toleriert werden. Hier 
muss der Rechtsstaat das Recht auch 
durchsetzen dürfen.“
Dass der Einsatzleiter der Maßnahme 
im Nachgang sogar bedroht wurde, ist 
für die GdP nicht einmal ansatzweise 
hinnehmbar und ein Grund zu größter 
Besorgnis.
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FACHKRÄFTE

Jetzt 
in Azubis  
investieren!
Die Einstellungsoffensi-
ve in der Bundespolizei 
wirkte sich leider nicht 
auf die Ausbildungsquote 
bei den Verwaltungsfach-
angestellten und in den 
Kammerberufen aus.
Die GdP sagt: Wer sich 
seine Fachkräfte von mor-
gen sichern will, muss mit 
Weitsicht agieren und 
jetzt in Auszubildende in 
allen Bereichen der Ver-
waltung investieren.

Weitere Ausgaben der 
BUNDESPOLIZEITUNG? 

BITTE ABSTIMMEN:

Foto: AdobeStock #323841383 / Monster Ztudio

Dies ist die dritte Ausgabe der  
BUNDESPOLIZEITUNG. Zeit für eine 
Umfrage: Die Redaktion möchte 
gerne wissen, ob die Zeitung künftig 
eventuell regelmäßig mehrmals im 
Jahr erscheinen soll.
Zum Abstimmen bitte einfach den 
WhatsApp-Kanal der GdP Bundes-
polizei | Zoll abonnieren (s.u.), dort 
zur Umfrage vom 22. April 2024 
scrollen und auf die Option tippen, 
für die gestimmt werden soll.
Für diejenigen, die sich mit dem 
Thema WhatsApp-Kanäle noch 
nicht beschäftigt haben: Wer einen 
solchen Kanal abonniert hat, erhält 
relevante Informationen in Form 
von Textnachrichten, Links, Bildern 
oder Videos bequem direkt auf 
WhatsApp. Abonnentinnen und 
Abonnenten können im Kanal keine 
Nachrichten senden, sondern ihr 
Interesse an Inhalten zum Ausdruck 
bringen, indem sie mit Emojis re-
agieren. Seit einiger Zeit gibt es zu-
dem die Möglichkeit, über die Ka-
näle an Umfragen teilzunehmen. 
Wer auf eine solche Kanalumfrage 
antwortet, kann den Betreibern in 
Echtzeit eine Rückmeldung zu be-
stimmen Themen geben. 
Dabei ist der Datenschutz stets ge-
währleistet, denn: Für andere ist 
nicht zu erkennen, wer den Kanal 
abonniert hat, wer welche Emojis 
postet oder wer wie bei Umfragen 
abstimmt.
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i 13. bis 
15. Mai

Liste 1 
GdP
wählen! 

Jede und jeden Beschäftigten in der 
Bundespolizei kann es erwischen: 
Plötzlich ist etwas weg, kaputt oder 
beschädigt. Verlieren kann man viel, 
abhandenkommen geht schnell – sei-
en es Ausrüstungsgegenstände, Be-
kleidungsgegenstände, Verwarnblöcke 
oder Schlüssel für Dienststellen oder 
Zutrittsbereiche... Oder ein anderer 
Schaden ist entstanden.
Bisher galt bei Inregressnahmen von 
Beschäftigten wegen Verlust von Aus-
rüstung oder ähnlichem eine Baga-
tellgrenze von 50 Euro. Bis zu diesem 
(Verlust-)Wert konnte auf die Geltend-
machung von Ersatzansprüchen gegen 
die Beschäftigten verzichtet werden.
Die GdP und ihre Personalräte, die bei 
Regressforderungen gegen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter mitbestimmen 
und an der Seite der Beschäftigten ste-
hen, hatten beim Bundesinnenministe-
rium seit langem kritisiert, dass diese 
Bagatellgrenze angesichts der allgemei-
nen Preissteigerungen viel zu gering sei.
Nun ist es gelungen, dass das Bundesin-
nenministerium bei Schäden unterhalb 
des Betrages von 150 Euro regelmäßig 
den Verzicht auf die weitere Schadens-
verfolgung gegen die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter annimmt (Erlass vom 
20. Februar 2024, B1.30101/1#21). 
Wichtig zu wissen: Bei jeder Schadens-
anzeige das Kästchen für die „Betei-
ligung des Personalrates“ ankreuzen. 
So kann der Personalrat prüfen, ob die 
Ingressnahme gerechtfertigt ist oder 
nicht und diese dann auch ablehnen. 
GdP-Mitglieder haben zusätzlich aber 
auch eine Regressversicherung kosten-
frei über ihre Mitgliedschaft.

Mehr dazu auf Seite 2 Mehr dazu auf Seite 3
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KAPUTT ODER WEG?

Wichtig zu wissen: 
Bagatellgrenze 
geändert! 
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NEUES PEK

Karriere-Booster auch 
für Tarifbeschäftigte!
In Kürze wird das neue Personalent-
wicklungskonzept (PEK) für die Bundes-
polizei in Kraft gesetzt werden. Dieses 
enthält einige Verbesserungen, die 
die Möglichkeiten des beruflichen 
Fortkommens aller Beschäftigter 
erweitern sollen. So soll beispielsweise 
die Ausschreibungspraxis dahingehend 
verändert werden, dass eine einschlä-
gige Berufsausbildung nur noch in den 
Fällen als obligatorisches Kriterium ge-
fordert werden darf, in denen die Ent-
geltordnung des Bundes diese tatsäch-
lich zwingend vorgibt – eine Forderung 
der GdP-Tarifvertreterinnen und -ver-
treter. Das neue PEK, das als „Rahmen“ 
für die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Beschäftigten zu sehen ist, sieht dar-
über hinaus 
die Erstel-
lung eines 
Konzepts für 
die Qualifi-
zierung Tarif-
beschäftigter 
vor, welches kon-
krete Maßnahmen 
der Entwicklung ent-
halten wird. Auch 
hier werden sich die 
GdP-Tarifvertreterin-
nen und -vertreter 
des Hauptperso-
nalrats beim 
Bundesminis-
terium des 
Inneren und 
für Heimat zu 
Gunsten der 
Beschäftig-
ten einmi-
schen.

FÜHRUNGS- UND EINSATZMITTEL

Her mit persönlichen digitalen Funkgeräten!
Die Zunahme von robusten Einsatzlagen 
und das dazugehörige sogenannte Störer-
verhalten verlangen von den Führungs- und 
Einsatzkräften der Bundespolizei eine stän-
dige und sichere Kommunikation unter- 
einander. 
Die Kommunikation ist in vielen komplexen 
Einsatzlagen nur durch eine gezielte 1 zu 
1-Ansprache der jeweiligen Führungskraft 
möglich, um für alle unterstellten Einsatz-
kräfte eine schnelle Bewertung der Einsatz-
situation mit anschließender Umsetzung 
der Maßnahmen (Befehlsgebung) ohne In-
formationsverlust zu erreichen. Nur so kön-
nen unter anderem Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung abgewehrt 
und Straftaten verfolgt werden.
Die GdP fordert daher, dass die Ausstat-
tungsnachweisung (AN) für die operativen 

Einsatzkräfte der Bundesbereitschaftspoli-
zei mit persönlich zugewiesenen digitalen 
Funkgeräten erweitert wird.

MEHR FLEXIBILITÄT, MEHR FAMILIE, MEHR ENTSCHEIDUNGSFREIHEIT!

Wir brauchen echte Langzeitkonten
Die GdP fordert die Schaffung von echten und für den Polizeidienst geeigneten Langzeitkontenmodellen. 
Die bisher in der Arbeitszeitverordnung enthaltenen „Langzeitkonten“ mit einer freiwilligen Wochenarbeits-
zeiterhöhung sind nirgends in operativen Verwendungen erprobt und für die Bundespolizei vollkommen  
ungeeignet. Die folgenden acht Anregungen hat die Gewerkschaft dazu erarbeitet:

1.  �Für die Teilnahme am Langzeitkonten-
modell darf kein umständliches und 
bürokratisches Verfahren nötig sein.

2.  �Die Teilnahme muss auch ohne  
Arbeitszeiterhöhung möglich sein –  
es kann auch nur Mehrarbeit oder  
Überzeitarbeit gebucht werden.

3.  �Für Zeitgutschriften soll nicht jedes 
Mal ein neuer Antrag gestellt werden 
müssen.

4.  �Zeitgutschriften müssen auch  
rückwirkend erfolgen (zum Beispiel  
für einen Kalendermonat).

5.  �Auch Arbeitszeit aus Reisezeit soll  
kontierbar sein.

6.  �Auch Freizeitausgleichsansprüche  
nach § 11 BPolBG sollen auf dem  
Langzeitkonto gutgeschrieben  
werden können.

7.  �Bisherige Zeitguthaben sollen zum  
Start transferiert werden (maximal 200  
Stunden). Bisher von Kappung bedrohte  
Gleitzeitguthaben sollen transferierbar 
sein.

8.  �Es darf keinen Zwangsabbau von  
Guthaben auf Langzeitkonten geben, 

Zeitguthaben 
dürfen nicht 
dem Anspruch 
auf Sonder-
urlaub zur 
Kinder-
betreu-
ung entgegen-
stehen.

Ausblick auf eine im wahrsten Sinne 
des Wortes „leuchtende“ Zukunft...

NEUHEITEN VON DER ENFORCE TAC IN NÜRNBERG

Foto: GdP / Nils Gallert

QR-Code scannen 
und WhatsApp-
Kanal der GdP 
Bundespolizei  | 
Zoll abonnieren
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AUSBILDUNGSPLAN MITTLERER POLIZEIVOLLZUGSDIENST

Jetzt aktualisieren und anpassen!
Seit 2017 findet regelmäßig der „Runde Tisch“ für eine bedarfs-
orientierte und moderne Anpassung der Aus- und Fortbildung in 
der Bundespolizei statt. Eine Kernforderung der GdP ist eine Ak-
tualisierung und Anpassung des Ausbildungsplans (Stand 2001) 
für den mittleren Polizeivollzugsdienst (mPVD). Das Projekt „Kon-
solidierung der Aus- und Fortbildung/Nachwuchsgewinnung“ be-
inhaltet nun ein entsprechendes Teilprojekt. Am 10. Januar 2024 
trafen sich Vertreterinnen und Vertreter des BPOLP, der BPOLAK 
und des BPR beim BPOLP zur Auftaktbesprechung. Aus Sicht der 
GdP sind unter anderem folgende Fortschritte anzustreben:

▪   �Anpassung der Definition der Quer-
schnittsgrundbefähigung einer Beamtin 
bzw. eines Beamten im mPVD an die  
Bedarfsträger (Bundespolizeidirektionen 
und Bundesbereitschaftspolizei)

▪   �Stärkung der persönlichen und sozialen 
Kompetenzen der jungen Kolleginnen 
und Kollegen

▪   �Gezieltere Vorbereitung auf die Erst- 
verwendung, unter anderem durch ein  
Praktikum auf dem für die Erstverwen-
dung vorgesehenen Zieldienstposten 
zum Ende der Ausbildung

▪   �Eine möglichst frühzeitige Verteilung  
der Kolleginnen und Kollegen auf die  
Zieldienstposten nach sozialen und  
regionalen Belangen sowie nach dem 	
Leistungsprinzip

▪   �Praxisnahe Ausbildung, Stärkung der 
Handlungskompetenz und der  
persönlichen Krisenfestigkeit

▪   �Theoretische Ausbildungsinhalte zu 
Gunsten von praktischen Inhalten  
anpassen. Insbesondere durch PTR- 
Inhalte, Einsatzkommunikation,  
Eigensicherungsfähigkeiten, Training 
lebensbedrohlicher Einsatzlagen, 

Fertigkeiten im Bereich der Kriminali-
tätsbekämpfung und der Polizeilichen 
Datenverarbeitung (PFAD) sowie Ein-
satzfahrtraining

▪   �Innovative Ausbildung unter Beachtung 
der Vereinbarkeit von Beruf, Familie 	
und Pflege durch flexible Ausbildungs-
pläne, neue Lernmethoden (zum Bei-
spiel begleitendes E-Learning) und die 
Digitalisierung der Ausbildung (unter 
anderem Ausbau WLAN, Zurverfügung-
stellung dienstlicher Hardware)

▪   �Bundesweite Einheitlichkeit und  
Aktualität der Ausbildungsstruktur  
herstellen (Leistungsabnahmen –  
Prüfungen – Vermittlungsmethoden).  
Zusammenführen der Ressourcen in die 
Aus- und Fortbildungszentren

▪   �Analyse der Ausfallquote im mPVD von 
aktuell 20 Prozent mit entsprechender 
Reaktion bei der Revision des Ausbil-
dungsplanes mPVD

▪   �Ausbau der psychosozialen Unterstüt-
zung als Hilfestellung für die Auszubil-
denden

▪   �Anpassung der Nachwuchsgewinnung 
an die Ausbildungsstrukturen
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GUT GEMEINT, SCHLECHT UMGESETZT

Dienst. Unfall. Fürsorge?
WO SOLL DAS NOCH HINFÜHREN?

Keine Toleranz für Straftäter!
NEUES PEK

Karriere-Booster auch 
für Tarifbeschäftigte!

Mehr dazu auf Seite 4
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Im Februar fand in Nürnberg die Enforce Tac 
statt. Aufgrund des deutlichen Zuwaches an 
Ausstellern benötigte die Fachmesse für  
Behörden mit Sicherheitsaufgaben eine 
sehr viel größere Fläche als zuvor und er-
streckte sich erstmals über drei Messehal-
len. Die GdP war vor Ort und hat sich die 
Vielzahl an Neuerungen angeschaut – be-
sonderes Augenmerk lag dabei natürlich für 

die Gewerkschafter auf der Technik, die 
in der Bundespolizei genutzt wird. 
Hier ging es um Waffen, Fahrzeuge, 
Trainingssysteme, Schutzhelme und 

auch allgemein um das Thema Bekleidung. 
Gerade in diesem Bereich gab es einige In-
novationen zu sehen, die die GdP auch in 
ihre Arbeit mit einfließen lassen wird. Be-
sonders faszinierend war eine Warnjacke 
mit eingebauten Leuchtstreifen. Was zur 
Zeit noch nach Spielerei aussieht, kann viel-
leicht schon bald Bestandteil des Bundespo-
lizei-Bekleidungssystems sein. Ein weiteres 
großes Thema waren Unterwasserroboter 
bzw. Drohnen. In diesem Themenfeld gibt 
es auch für die Bundespolizei noch große 
Entwicklungsmöglichkeiten.

ARBEITSBEDINGUNGEN AN DEN GRENZKONTROLLSTELLEN

Mittlerweile endlich auf einem annehmbaren Stand
Es ist oberste Aufgabe sowohl von  
Gewerkschaften als auch von Personal-
räten für Arbeitssicherheit und Arbeits-
schutz einzutreten. Seit Beginn der 
Grenzkontrollen engagieren sich die 
GdP und die von ihr geführten Perso-
nalräte daher natürlich auch in diesem 
Bereich massiv für bessere Arbeitsbe-
dingungen. 
An vielen Kontrollstellen fehlte es 
wochenlang am Nötigsten, weil 
die Führung der Bundespolizei seit 
Jahren nicht die nach dem GISV-
Konzept („Grenzpolizeiliche infra-
strukturelle Vorsorge an den Landbin-
nengrenzen“) bekannten, erprobten und 
erforderlichen Beschaffungen zur sach- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gerechten Ausstattung von Kontroll-
stellen vorgenommen hatte. Mit „Bord-
mitteln“ wurde versucht, Linderung zu 
schaffen, fehlendes Geld machte die Si-
tuation noch schwieriger. 
Die GdP setzte sich auch schriftlich 
bei der Bundesinnenministerin da-
für ein, endlich Geld zur Beschaffung 
von Kontrollequipment und Kontroll-
stellenausstattung bereitzustellen, 
die in vielen Bereichen vom Bundes-
polizeipräsidium aus Kostengründen 
untersagte Einzelunterbringung der 
Einsatzkräfte zu gestatten und dafür 
zu sorgen, dass der Stau bei den Er-
stattungen von Reisekosten wegen 
fehlender Finanzmittel aufgelöst wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nicht an allen Kontrollstellen herrschten 
zur selben Zeit die gleichen Zustände, 
aber insgesamt bot sich ein Bild mangel-
hafter Vorbereitung der Führungsspitze 
der Bundespolizei auf die Einrichtung 
von Grenzkontrollstellen als anständige 
Arbeitsplätze. Es gab reichlich Beschwer-
den über abzustellende Mängel.
In den folgenden Wochen bemühten 
sich viele Stellen redlich, Abhilfe zu 
schaffen. Jeder so, wie er gerade konn-
te, Kontakte hatte, jemanden kannte, 
Geld vorhanden war... Aber von einheit-
lichen Standards war man vielfach trotz-
dem noch lange deutlich entfernt. 
Inzwischen sind wir in Sachen Ausstat-
tung und Einrichtung aber auf einem 
annehmbaren Stand. Nichtsdestotrotz 
mahnt die GdP nun, aus den Fehlern 
der Vergangenheit zu lernen und ab 
sofort konsequent und kontinuierlich 
in Verbesserungen zu investieren – in 
mehr Personal für die Grenzpolizei, fort-
schrittliche Fahndungsmittel und eine 
gute Infrastruktur. Damit die Behör-
denleitung nicht noch einmal so „über-
rascht“ wird wie im vergangenen Jahr.


